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Antrag 

der Abgeordneten Löher, Frau Dr. Wolf, Hussing, Müller (Remscheid), Dr. Götz 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Beschäftigung ausiändischer Arbeitnehmer 


Die Ausländerbeschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland 
ist die Folge einer starken wirtschaftlichen Expansion und einer 
ungünstigen inländischen Bevölkerungsentwicklung. Unab- 
hängig von den gegenwärtigen Schwierigkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt wird die Ausländerbeschäftigung auch in Zukunft 
in gewissem Umfang erforderlich sein, und zwar aufgrund der 
weiteren wirtschaftlichen Entwicklung mit ihren Wachstums- 
zielen und der dadurch bedingten Arbeitsmarktlage. 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei der Durchführung 
von Maßnahmen zur Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer 
folgende Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

1. Die Grenze der Belastbarkeit der Infrastruktur ist durch 
die große Zahl ausländischer Arbeitnehmer und ihrer 
Familien vielerorts bereits erreicht und in Ballungsgebieten 
sogar schon überschritten. 

2. Diese Tatsachen zwingen zu einer differenzierten Behand- 
lung der Ausländerproblematik. Aus sozialen und mensch- 
lichen Gründen kann die Zwangsrotation keine Lösung 
sein. 

3. Den bereits bei uns lebenden ausländischen Arbeitneh- 
mern ist - sofern und soweit sie es wünschen - die Ein- 
gliederung in die deutsche Gesellschaft zu ermöglichen und 
zu erleichtern. Dazu ist eine der Dauer des bisherigen Auf- 
enthalts in der Bundesrepublik Deutschland angepaßte, 
abgestufte, aufenthaltsrechtliche Sicherung dieser Aus- 
länder erforderlich. Dies muß durch die Schaffung entspre- 
chender einheitlicher Vorschriften erreicht werden. 

4. Beim Vollzug des Ausländergesetzes muß das öffentliche 
Interesse an der Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land, insbesondere bei der Einreise und Aufenthaltskon- 
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trolle, mit dem individuellen Interesse des ausländischen 
Arbeitnehmers sorgfältig abgewogen und der Verwaltungs- 
vollzug wohlwollend und für die Betroffenen durchschau- 
bar gehandhabt werden. 

5. Aus sozialen und humanitären Gründen muß für die aus- 
ländischen Arbeitnehmer bei längerem Aufenthalt der 
Nadizug von Frau und Kindern ermöglicht werden. Bund, 
Länder, Gemeinden und Arbeitgeber sind aufgefordert, an 
der Schaffung des notwendigen Wohnraums mitzuwirken. 
Der für die Familienzusammenführung erforderliche ange- 
messene Wohnraum ist sicherzustellen. 

6. Die Infrastruktur ist in den Ballungsräumen einem weite- 
ren Anwachsen der Ausländerbeschäftigung nicht mehr 
gewachsen. In Zukunft muß im Interesse sowohl der aus- 
ländischen Arbeitnehmer und deren Familien als auch im 
wohlverstandenen Interesse der einheimischen Bevölke- 
rung - unabhängig von dem durch die aktuelle Situation 
bedingten Anwerbestopp - die Anwerbung der jeweiligen 
Aufnahmesituation entsprechen. 

7. Die Eingliederung der bereits bei uns lebenden Ausländer 
in die deutsche Gesellschaft setzt neben der ordnungs- 
gemäßen wohnlichen Unterbringung vor allem die schuli- 
sche und außerschulische Betreuung der Kinder, die beruf- 
liche Bildung Jugendlicher sowie die berufliche Förderung 
Erwachsener voraus. Eine sinnvolle Schulbildung ausländi- 
scher Arbeitnehmer sollte von deren tatsächlichen Bedürf- 
nissen ausgehen und mit den Herkunftsländern abgestimmt 
werden. 

Um den ausländischen Arbeitnehmern eine bessere Quali- 
fikation im Berufsleben zu ermöglichen, ist es notwendig, 
im Rahmen der Erwachsenenbildung das Bildungsangebot 
zu erweitern und attraktiver zu gestalten. Durch verbes- 
serte aufenthaltsrechtliche Sicherheit kann auch ein 
größerer Anreiz hierzu gegeben werden. 

8. Die berufliche Qualifikation der ausländischen Arbeitneh- 
mer soll auch der wirtschaftlichen Entwicklung ihrer Her- 
kunftsländer nützen. Dazu sind Vereinbarungen mit deren 
Regierungen zu treffen, die die Rückkehr der Arbeiter 
erleichtern und ihre Eingliederung in die Wirtschaft 
fördern. 

9. über die vorstehend empfohlenen Maßnahmen hinaus sind 
die Bemühungen der Verbände der freien und gemein- 
nützigen Wohlfahrtspflege und anderer geeigneter Träger, 
die Eingliederung der ausländischen Arbeitnehmer und 
ihrer Familienangehörigen zu fördern, durch Bund, Länder 
und Gemeinden stärker als bisher zu imterstützen. 

10. Um eine möglichst gleichmäßige Aufnahme der ausländi- 
schen Arbeitnehmer in den westeuropäischen Ländern zu 
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sichern, ist dafür zu sorgen, daß Gutachten, Empfehlungen, 
Entschließungen und Statuten zugunsten ausländischer 
Arbeitnehmer, die von dem Europäischen Parlament oder 
von der Beratenden Versammlung des Europarates 
erarbeitet und verabschiedet worden sind, in der Bundes- 
republik Anwendung finden. 

Darüber hinaus ist es erforderlich, durch einen besonderen 
Status für Wanderarbeitnehmer sowohl den europäischen 
Arbeitsmarkt innerhalb der Europäischen Gemeinschaft als 
auch mit Arbeitnehmern aus den Drittländern flexibler zu 
gestalten. 


Bonn, den 13. August 1974 


Löher 

Frau Dr. Wolf 
Hussing 

Müller (Remscheid) 

Dr. Götz 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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